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Für eine Versorgung ohne Misstrauen und Stigmatisierung – 
Keine Register für Menschen mit psychischen Erkrankungen 

 
Mit tiefer Sorge blickt der 47. Deutsche Psychotherapeutentag auf die politischen Entwicklun-
gen, die auf die Einführung von Registern für Menschen mit psychischen Erkrankungen abzie-
len. Was als politischer Beitrag zur öffentlichen Sicherheit und Gewaltprävention diskutiert 
wird, droht in Wahrheit zu einem gefährlichen Rückschritt zu werden. Weg von Schutz und 
Hilfe, hin zu Kontrolle und Überwachung, die Angst, Diskriminierung und Stigmatisierung von 
Menschen mit psychischen Erkrankungen forcieren. 
 
Ein solches Vorgehen widerspricht grundlegenden Prinzipien von Menschenwürde, Daten-
schutz und medizinischer Ethik. Es gefährdet das Vertrauen in das Hilfesystem und trifft Men-
schen, die aufgrund ihrer Erkrankung dringend auf Unterstützung und Verständnis angewie-
sen sind. Ein von der BPtK unterstütztes, aktuelles Positionspapier der Deutschen Gesellschaft 
für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde e.V. (DGPPN) liefert 
eine wissenschaftlich fundierte und zugleich differenzierte Einordnung des komplexen The-
mas. 
 
Die wissenschaftliche Evidenz ist eindeutig: Die allermeisten Menschen mit psychischen Er-
krankungen sind nicht gewalttätig. Gewalt entsteht in der Regel aus dem Zusammenspiel ver-
schiedener Risikofaktoren wie Armut, Isolation, Drogenkonsum, Vernachlässigung oder frühe-
ren Gewalterfahrungen.  
 
Im Hinblick auf die sehr kleine Gruppe psychisch erkrankter Menschen, die fremdgefährden-
des Verhalten zeigen, ist die wirksamste Gewaltprävention eine fachgerechte psychothera-
peutische und psychiatrische Behandlung. Neben der medizinischen Versorgung müssen zu-
dem Unterstützungsangebote zur sozialen Teilhabe und Integration für Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen ausreichend bereitgestellt werden. Wer diesen Menschen helfen will, 
muss daher Behandlung ermöglichen und Wege in Unterstützung ebnen. 
 
 



Der 47. Deutsche Psychotherapeutentag fordert die Bundesregierung, den Deutschen Bun-
destag und den Bundesrat mit Nachdruck auf: 
 

• alle Pläne zur Einführung von Registern für Menschen mit psychischen Erkrankungen um-
gehend zu stoppen. 

• Gesetze zum Schutz von Menschen mit psychischen Erkrankungen nicht in Instrumente 
der Überwachung und Stigmatisierung zu verkehren. 

• die frühzeitige Versorgung von Menschen mit psychischen Erkrankungen, ambulant und 
stationär, als einzig wirksame, humane und ethisch vertretbare Form der Prävention aus-
zubauen. 


